
Netz angeschlossen. Bei voller Kapazi-
tät wird der Solarpark fast 10 % der ge-
samten Solarleistung des Landes bei-
steuern, welche sich derzeit auf rund
sieben Gigawatt (GW) beläuft. ABB
war im Rahmen des Projekts für die
Planung, Lieferung, Installation und
Inbetriebnahme der Elektrifizierungs-
und Automatisierungssysteme des So-
larkraftwerks verantwortlich. Dies um-
fasste auch die Lieferung von zwei
230-Kilovolt- und drei 110-Kilovolt-
Freiluftumspannwerken zum Anschluss
des Solarparks an das lokale Übertra-
gungsnetz. Ausgehend vom durch-
schnittlichen Pro-Kopf-Verbrauch wird
das Kraftwerk genug sauberen Strom
für die Versorgung von rund 150000
Haushalten produzieren.

Dass die Erneuerbaren in der gesamte
Wirtschaft des südasiatischen Landes
zum Einsatz kommen, zeigt das Bei-
spiel Gerresheimer. Der deutsche Her-
steller von Primärverpackungen hat sich
Nachhaltigkeit und Umweltschutz auf
die Fahnen geschrieben. Seit 2012 ge-
hört die Mehrheit der indischen Triveni
Polymers Ltd. in Kundli zur Gerreshei-
mer Gruppe. In diesem Jahr nahm der
Produktionsstandort eine Photovoltaik-
Anlage in Betrieb, um die Produktion
von pharmazeutischen Kunststoffver-
packungen mit umweltfreundlich er-
zeugtem Strom zu versorgen. Für den
Anfang wurden 80 Solarmodule mit
einer Leistung von 20 kW installiert.
Neben der höheren Umweltfreundlich-
keit sorgt die Energie aus der Sonne
auch dafür, dass die monatlichen Strom-
kosten sinken.

Künftig will Triveni noch mehr Solar-
module installieren. Erklärtes Ziel ist
es, drei Prozent des gesamten Ver-
brauchs aus Solarenergie zu gewinnen.
Dafür soll die bestehende Anlage in den
kommenden Jahren zu einer 100 kW
Solaranlage ausgebaut werden. Das
Umweltmanagement von Triveni ist
nach der ISO-Norm 14001 zertifiziert.

Gerresheimer ist Teilnehmer am welt-
weiten Carbon Disclosure Project
(CDP), einer der weltweit größten Um-
weltinitiative. Die Non-Profit-Organi-
sation prüft die Emissionen von Unter-
nehmen und untersucht, mit welchen
Strategien und Maßnahmen die Unter-
nehmen dem Klimawandel begegnen.
So treffen sich in der Branche wirt-
schaftliches und ökologisches Engage-
ment.
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nZahlungssicherung
im Export
Bankinstrumente, insbesondere die Bankgarantie,

zur Absicherung der Exportforderung

Von Rechtsanwalt Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff, Ahlers & Vogel Bremen

Bankinstrumente haben sich seit Jahrzehnten als besonders ge-
eignete Verfahren erwiesen, wenn es Unternehmen darum ging,
nicht nur Forderungen pünktlich und in voller Höhe (also ohne
„Selbstbehalt“, wie bei Einsatz der Versicherung der Fall)
bezahlt zu erhalten, sondern darüber hinaus auch ein gutes
Debitorenmanagement mit taggenauer Liquiditätssteuerung zu
erreichen. Die Geschäftspraxis zeigt immer wieder, dass unter
diesem Aspekt die Einbeziehung von Kreditinstituten ein beson-

ders erfolgreicher Weg ist. Unter den zur Verfügung stehenden Instrumenten
beweist vor allem das Instrument der Bankgarantie eine hohe Flexibilität im
Forderungsmanagement.

INHALT

• Unterstützungsmöglichkeiten der Kreditinstitute

• Grundvoraussetzungen und Methoden eines
Leistungsversprechens der Bank

– Situation des Exporteurs

– Situation der Bank

– Methoden eines Zahlungsversprechens der
Bank

• Die Bankgarantie als besonders flexibles
Instrument im Auslandsgeschäft

– Begriffsbestimmung

– Das für eine internationale Bankgarantie
geltende Recht

– Richtlinien der ICC

– Rechtliche Situation der Garantiebeteiligten

Unterstützungsmöglichkeiten der
Kreditinstitute

Der übliche Weg der Einbindung von
Banken im Rahmen der Absicherung
von Exportforderungen geschieht durch
Instrumente, mit denen die Bank

• entweder die Verantwortung für die
Forderung eines Schuldners in der
Weise zu übernimmt dass sie die
pünktliche Zahlung ausdrücklich
zusichert (z.B durch die Zusage,
einen vorliegenden Zahlungsauftrag
pünktlich auszuführen oder einen
auf sie gezogenen Scheck bei Fäl-
ligkeit einzulösen),

• oder die pünktliche Bedienung der
Forderung im eigenen Namen ver-
spricht (etwa durch „Bankgarantie“
oder „Akkreditiv“),

• oder indem sie bestehende Forde-
rungen, die der Exportunternehmer
gerne zu Liquidität umwandeln
möchte, unter Risikoübernahme
ankauft (z.B. Forfaitierung).

Geht es lediglich um Dienstleistungen
zur Zahlungssicherung, ist voraus-
gesetzt, dass sowohl auf Seiten des Ver-
käufers wie auch des Käufers die je-
weilige Hausbank eingeschaltet wird.
Sie stellen sicher, dass der Zahlungs-
verkehr gesichert abgewickelt werden
kann, sie bewegen die Dokumente des
Geschäft im so genannten „dokumentä-
ren Zahlungsverkehr“ (Akkreditiv, In-
kasso) und sie sind auch der Ansprech-
partner im Tagesgeschäft des Unterneh-
mers, wenn es um die Einschätzung
besonderer Risikolagen im Auslands-
geschäft (Länderrisikobetrachtung, Com-
pliancefragen usw.) geht.

Geht es dagegen um die Abgabe unbe-
dingter (abstrakter) Zahlungsverspre-
chen (etwa durch Zahlungsgarantie
oder Akkreditivversprechen), muss die
Bank des Zahlungspflichtigen, also das
Kreditinstitut des Forderungsschuldners,
aktiv werden. Die Bank des Forderungs-
inhabers hat dagegen meist nur eine un-
terstützende Funktion, z.B. hinsichtlich



der Mitteilung des Vorliegens eines Ak-
kreditivs (so genanntes „Avis“) oder
– im dokumentären Zahlungsverkehr –
in der Entgegennahme und Weiterleitung
der Exportdokumente an die Akkreditiv-
bank.

Geht es darum, dass der Exporteur mit
der Absicht der Liquiditätsbeschaffung
und der Optimierung des Debitorenma-
nagement Forderungen verkauft, kom-
men im internationalen Geschäft die
Instrumente Factoring und Forfaitie-
rung in Betracht. Beide Instrumente
gelten als Spezialfinanzierungen des
Exports und setzen eine entsprechende
Kreditverbindung zwischen Forderungs-
inhaber und der ankaufenden Bank vo-
raus.

Banken können auf unterschiedliche Weise in die
Zahlungssicherung eingebunden werden.

1. Dienstleistung: Hier werden auf Seiten beider
Vertragsparteien die Banken unterstützend tätig
und sorgen für eine pünktliche Abwicklung des ver-
einbarten Zahlungsverkehrs, etwa im Wege des
Dokumenteninkassos oder des Wechsel-/Scheck-
verkehrs.

2. Zahlungsversprechen: Wenn die Zahlungsbedin-
gung der Vertragsparteien dies so vorsieht, kann
die Bank des Forderungsschuldners die Zahlung
versprechen (z.B. durch Akkreditiv oder Garantie).
Dieses Versprechen macht die Bank zum Gesamt-
schuldner; für die Bank setzt dies eine Kreditver-
bindung zu ihrem Unternehmenskunden voraus
(Importfinanzierung). Vorteil für den Exporteur: Er
weiß sicher, dass sein Vertragspartner kreditwürdig
ist und dass die Bank die pünktliche Bezahlung
verspricht.

3. Forderungsverkauf: Hier wird nur die Bank auf
Seiten des Forderungsinhabers aktiv. Der Expor-
teur dient seiner Bank seine Exportforderung(en)
an (Factoring, Forfaitierung) und erhält aus dem
Verkauf Liquidität. Diese Instrumente zählen zu
den Exportfinanzierungen, setzen also eine Kredit-
verbindung voraus.

Grundvoraussetzungen und Metho-
den eines Leistungsversprechens
der Bank

Das Leistungsversprechen der Bank ist
für den Gläubiger einer Forderung
wertvoll: Er erhält die Zusage eines
wirtschaftlich starken Marktteilnehmers,
die Forderung eines anderen Marktteil-
nehmers, also des Forderungsschuld-
ners, pünktlich und in voller Höhe zu
bezahlen.

Situation des Exporteurs

Im Grunde ist dies die ideale Situation
für einen Forderungsinhaber: Er kann
sein Geschäft kaufmännisch kalkulie-
ren und davon ausgehen, dass der Li-
quiditätszufluss vereinbarungsgemäß
stattfindet. Bei Einsatz vieler Bank-
instrumente muss er sich keine Gedan-
ken mehr machen über das wirtschaft-
liche und/oder politische Risiko, das mit
dem Exportgeschäft zusammenhängt
und das erst ansonsten im Hinblick auf
das Zielland und auf den Geschäftspart-
ner gegebenenfalls (zeit- und kosten-)
aufwendig analysieren und absichern
müsste.

Wenn eine Bank beispielsweise ver-
spricht, die Außenstände ihres Unter-
nehmenskunden wie eigene zu behan-
deln und fristgerecht zu bezahlen, ist
dieses abstrakte Versprechen für den
Forderungsinhaber das vergleichsweise
Beste, was ihm zur Verfügung stehen
kann: Ob die Vertragsgestaltung mit
all ihren Klauseln optimal verlaufen ist
und ob sich alle Klauseln als durchsetz-
bar erweisen, spielt angesichts des
Bankzahlungsversprechens eine weni-
ger wichtige Rolle. Die Bank ist in je-
dem Fall zahlungspflichtig, wenn die
an die Garantie oder an das Akkreditiv-
versprechen geknüpften Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Auch der Einsatz der
Exportkreditversicherung kann über-
prüft werden, denn es gelingt mit ihrer
Hilfe, wirtschaftliche Schäden zu be-
grenzen. Die klare Linie des Geschäfts
„Ware gegen Geld“, verknüpft mit
pünktlicher Bezahlung der Warenliefe-
rung, sei es durch den zahlungspflichti-
gen Vertragspartner oder alternativ
durch dessen Bank, lässt sich nur mit
Bankinstrumenten erzielen.

Wenn eine Bank Forderungen ankauft,
muss geprüft werden, ob sie dies mit
oder ohne Regressmöglichkeit tut. Ide-
al für den Exporteur ist der regresslose
Forderungsankauf (z.B. im Exportfac-
toring oder imWege der Forfaitierung),
da dann das gesamte Ausfallrisiko auf
die Bank übergeht, der Exporteur jedoch
pünktlich und vereinbarungsgemäß den
Liquiditätszufluss (abzüglich Kosten)
verzeichnen kann.

Auch wenn eine Bank weder ein eigen-
ständiges (abstraktes) Zahlungsver-
sprechen abgibt, noch die Forderung(en)
ankauft, kann es sinnvoll sein, ihre Un-
terstützung – beispielsweise im Wege
des Inkassos – in Anspruch zu nehmen.

Auch diese Methode verschafft dem
Exporteur einen Vorteil für sein Debi-
toren- und Liquiditätsmanagement, wie
unten noch genauer beschrieben wird.

Situation der Bank

Für die Bank gehören die nachstehend
beschriebenen Instrumente zu den für
eine Forderungssicherung angebotenen
Dienstleistungen.

Soweit es dabei um reine Dienstleis-
tungen geht, werden diese von den
Banken erbracht, die sich in diesem Tä-
tigkeitssektor bewegen. Für die Erbrin-
gung der Dienstleistung werden Ge-
bühren erhoben, die in den Banken als
„Provisionen“ bezeichnet werden, und
die den Gegenwert für die erbrachte
Dienstleistung abbilden. Eine einfache
Inkassotätigkeit wird preisgünstiger sein
als eine Dienstleistung, die mit einem
eigenständigen Leistungsversprechen
zur pünktlichen Bezahlung (Garantie,
Akkreditiv usw.) verknüpft wird.

Der Eintritt in die Schuld des Zahlungs-
pflichtigen, also das Eingehen einer
Gesamtschuldnerposition, lässt sich
die Bank natürlich bezahlen. Daher ist
es deutlich kostspieliger, wenn die
Zahlungsbedingung des Kaufvertrages
beispielsweise vorsieht, dass der Käufer
zur Absicherung der Kaufpreisforde-
rung eine Zahlungsgarantie seiner
Bank oder aber das Akkreditivverspre-
chen seiner Bank beizubringen hat.
Was sich hier als für den Verkäufer ge-
radezu ideale Bedingung darstellt, da
die pünktliche und sichere Bezahlung
der Forderung zugesichert wird, er-
weist sich für den Käufer als kostspie-
lig, da sich die Bank das Zahlungsver-
sprechen teurer bezahlen lässt als eine
reine Dienstleistung, wie etwa ein Do-
kumenteninkasso.

Was aber viel wichtiger ist, ist die Fest-
stellung, dass die Bank ein solches
Zahlungsversprechen nur abzugeben
bereit ist, wenn ihr Unternehmenskunde
die nötige Bonität aufweist, also „kre-
ditwürdig“ ist. Kurz gesagt: Zahlungs-
versprechen der Bank an einen Dritten
setzen eine Kreditlinie des Unterneh-
menskunden voraus. Eine Kreditlinie
bedeutet in diesem Zusammenhang,
dass der Unternehmenskunde anstelle
der Barinanspruchnahme (z.B. durch
Verfügung über sein Konto) darum
bitten kann, dass die Bank mit dem He-
rauslegen von Garantie oder Akkredi-
tiv „mit ihrem guten Namen“ dafür ge-
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rade steht, dass das Geschäft mit dem
Dritten überhaupt erst zustande kom-
men kann, weil ja die Zahlung durch
die Bank fest zugesichert wird. Das
abstrakte Zahlungsversprechen setzt
also ein Kreditverhältnis zwischen der
Bank und dem Unternehmenskunden
voraus.

Dies wiederum bedeutet für den Expor-
teur: gelingt es ihm, sein Geschäft mit
dem Geschäftspartner auf der Basis der
Zahlungsbedingung „Garantie“ oder
„Akkreditiv“ durch die Bank des
Schuldner abzuschließen, hat er die
Gewissheit, dass sein Partner auf jeden
Fall „kreditwürdig“ ist. Dies verschafft
dem Lieferanten für die kaufmännische
Betrachtung des Geschäfts den Frei-
raum, seine Kosten für die Absicherung
gegen Zahlungsausfallrisiken (z.B.
Kosten für eine Kreditversicherung)
zu minimieren.

Methoden eines Zahlungs-

versprechens der Bank

Das Zahlungsversprechen der Bank
kann auf unterschiedliche Weise erfol-
gen, wobei man zunächst einmal grob
danach unterscheidet, ob die Bank eine
einfache Form des Zahlungsverspre-
chens verwendet oder ob das Zahlungs-
versprechen „dokumentär“ erfolgt (also
durch Dokumentenakkreditiv).

Zu den einfachen Formen des Zah-
lungsversprechens zählen: die im inter-
nationalen Geschäft überaus beliebte
Bankgarantie, das Wechselaval und
unter gewissen zusätzlichen Vorausset-
zungen auch die Scheckbestätigung.
Letztere sind im Auslandsgeschäft be-
deutsamer als in Deutschland, da im
internationalen Zahlungsverkehr noch
sehr häufig Wechsel und Schecks ver-
wendet werden und sich daher die Ab-
sicherung der Einlösung durch Banka-
val anbietet. Zu den einfachen Formen
des Zahlungsversprechens zählt neuer-
dings auch die so genannte „Bank Pay-
ment Obligation“ (BPO), die häufig irr-
tümlich für eine lediglich elektronische
Form des Dokumentenakkreditivs ge-
halten wird, jedoch unabhängig von
Dokumenten genutzt werden kann.

Bei den dokumentären Leistungsver-
sprechen ist vor allem das Dokumen-
tenakkreditiv zu nennen, das verschie-
dene Sonderformen aufweisen und in
mehreren Ausgestaltungen auch als
Methode der Außenhandelsfinanzie-
rung dienen kann. Abzugrenzen ist das

(Dokumenten-)Akkreditiv vom (Doku-
menten-)Inkasso und von der interna-
tional üblichen Form des Standby LC,
die eigentlich als Akkreditiv gebraucht
wird, aber im Grunde lediglich eine Va-
riante der international gebräuchlichen
Bankgarantien ist (nachstehend IV 4).

Die Bankgarantie als besonders flexibles
Instrument im Auslandsgeschäft

Die Bedeutung der Bankgarantie im in-
ternationalen Handels und Wirtschafts-
verkehr ist herausragend, da in vielen
Außenhandelsgeschäften eine Form
der Garantie benötigt wird. Die Bank-
garantie ähnelt in gewisser Weise dem
Dokumentenakkreditiv; beide Institute
sind in der Außenhandelspraxis als Zah-
lungsversprechen einer Bank entwickelt
worden. Allerdings wird im weltweiten
Handelsgeschäft das Dokumenten-
akkreditiv deutlich häufiger genutzt
als die flexiblere Bankgarantie, da das
Akkreditiv gegenüber der Bankgaran-
tie den Vorteil aufweist, nicht schon
„auf bloßes Anfordern“ des Begünstig-
ten fällig gestellt zu werden, sondern
das Vorliegen bestimmter, von den
Geschäftspartnern vorher festgelegter
Exportdokumente voraussetzt.

Gemeinsam ist Akkreditiv und Garan-
tie, dass sie vom Grundgeschäft (z.B.
einem internationalen Liefervertrag)
losgelöst, also abstrakt, sind. Während
das Dokumentenakkreditiv immer der
Sicherstellung von Kaufpreiszahlungen
dient, soll die Bankgarantie daneben
typischerweise einen Begünstigten auch
vor Risiken schützen, die sich aus einer
Nicht- oder Schlechterfüllung von Leis-
tungspflichten ergeben könnten. Beide,
Akkreditiv wie auch die Bankgarantie,
lauten immer auf Zahlung eines Geld-
betrages.

Die zunehmende Globalisierung hat zu
einem immer stärker werdenden Be-
dürfnis nach Bankgarantien geführt und
diese bis heute zu einem unverzicht-
baren Sicherungsinstrument gemacht.
Das Vertrauen in Bankgarantien ist auf
internationaler Ebene sehr groß. Bank-
garantien haben ihren Zweck darin,
dem Begünstigten verschiedene Risi-
ken aus dem Grundgeschäft zwischen
dem Garantieauftraggeber und dem
Garantiebegünstigten abzunehmen. Die
hohe Anerkennung von Bankgarantien
als Sicherungsinstrument im Außen-
wirtschaftsverkehr ist das Ergebnis
einer weitgehenden Standardisierung

mit typischen Inhaltsmerkmalen. Ziel
der üblichen Bankgarantien ist es, dass
die garantierende Bank dem Garantie-
begünstigten bei Eintritt des Garantie-
falls die Garantiesumme ohne weitere
materielle Prüfung eines Anspruchs so-
fort bezahlt.

Ein weltweit einheitliches Recht der
Bankgarantie besteht bis heute nicht.
Eine Konvention der UNO aus dem
Jahre 1995 trat erst zum 1.1.2000 in
Kraft, nachdem die Mindestzahl von
5 Ratifikationen vorlag; inzwischen
(Stand Anfang 2016) gibt es immer
noch erst 8 Vertragsstaaten weltweit.
Das UN-Übereinkommen regelt Rechte
und Pflichten für Garantien und Stand-
by Letters of Credit (undertakings) und
kann auch – durch entsprechende
Rechtswahl – gegenüber Geschäftspart-
nern in Nichtvertragsstaaten zur An-
wendung gelangen (Art. 21). Es wird
aber voraussichtlich noch viele Jahre
dauern, bis sich dieses Übereinkom-
men auch in den wirtschaftlich wichti-
gen Staaten der Welt durchsetzen wird.

Daneben hat die Internationale Han-
delskammer (ICC) ein (freiwilliges)
Regelwerk heraus gelegt, das im
Außenhandel zur Zahlungsabsicherung
zugrunde gelegt werden kann. Mangels
allgemein verbindlicher Regeln kann
von völliger Vertragsfreiheit bei der Ge-
staltung von Bankgarantien ausgegan-
gen werden.

Begriffsbestimmung

Die „Garantie“ ist als Institut nicht spe-
ziell gesetzlich geregelt. Im Sprach-
gebrauch werden Bürgschaft und Ga-
rantie oft gleichgesetzt, da beide der
Absicherung von Forderungen dienen.
Während jedoch Bürgschaften bei-
spielsweise im deutschen Recht in den
§§ 765ff. BGB gesetzlich gesondert
geregelt sind und eine Akzessorietät
aufweisen (d.h. abhängig sind von der
Forderung eines zugrundeliegenden Ge-
schäfts, mit dessen Existenz und Höhe
sie stehen und fallen), sind Garantien
abstrakt (also unabhängig von einem
Grundgeschäft, z.B. einem Kaufvertrag),
und sie werden im Gesetz auch nicht
ausdrücklich als Sicherungsinstrument
erwähnt.

Der Begriff der Garantie wird unter-
schiedlich gebraucht. Zum einen gibt
es im Alltag eine Form der „Garantie“,
die begrifflich mit den hier zu bespre-
chenden Bankgarantien verwechselt
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werden könnten. Eine Garantie ist als
unselbständigen Teil eines (z.B. Kauf)
Vertrages bekannt, beispielsweise als
Gewährleistungsrecht, falls eine ge-
kaufte oder hergestellte Sache mangel-
haft ist.

Verpflichtet sich dagegen jemand durch
selbständigen Garantievertrag, so ge-
schieht dies nach deutschem Recht auf
der Grundlage des § 311 BGB. In diese
Kategorie fällt auch die Bankgarantie,
die stets selbständig besteht, also bei-
spielsweise unabhängig von einem
Kaufvertrag begründet, genutzt und be-
endet werden kann. Der selbständige
Garantievertrag ist abstrakt, also grund-
sätzlich rechtlich unabhängig vom zu-
grundeliegenden Schuldverhältnis. Da
Form und Inhalt des Garantievertrages
nicht ausdrücklich gesetzlich geregelt
sind, eröffnet dies sehr weitgehende Nut-
zungs- und Gestaltungsmöglichkeiten.

Das für eine internationale

Bankgarantie geltende Recht

Bei Bankgarantien sind zwei Rechts-
verhältnisse zu unterscheiden. Das
Rechtsverhältnis zwischen dem Garan-
tieauftraggeber und dem Garanten (der
garantierenden Bank) (das so genannte
„Deckungsverhältnis“) unterliegt seinem
eigenen Recht, wie auch das Rechtsver-
hältnis zwischen Garantieauftraggeber
und dem Begünstigten (das so genannte
„Valutaverhältnis“) einem eigenen Recht
folgt. Von beidem zu trennen ist das ei-
gentliche Garantieverhältnis zwischen
dem Garanten und dem Begünstigten,
welches sich nach dem Prinzipien der
Rechtswahl (gemäß Art. 3 ROM I VO)
richtet. Danach kann die garantierende
Bank das für die Garantie geltende
Recht festlegen.

Hat die garantierende Bank keine für
die Garantie geltendes Recht festgelegt,
stellt sich die Frage, welchem Recht die
Garantie unterliegt. Mangels Rechts-
wahl gilt bei Garantien nicht das Statut
der garantierten Verbindlichkeit (also
nicht das Recht des Valutaverhältnis-
ses), sondern es kommt das so genann-
te Garantiestatut zum Tragen. Danach
ist üblicherweise das Recht anzuwen-
den, dass am gewöhnlichen Aufent-
haltsort des Garanten gilt. Dies führt
zum Recht des Sitzlandes der Garantie-
bank (Art. 4 Abs. 2 ROM I VO), da sie
die charakteristische Leistung zu er-
bringen hat. Für Garantien im Rahmen
beruflicher oder gewerblicher Tätigkeit

gilt das Recht am Niederlassungsort des
Garanten (Art. 4 Abs. 3 ROM I VO).
So kommt es zu dem Ergebnis, dass
eine Bankgarantie ohne ausdrückliche
Rechtswahl stets dem Recht folgt, das
an der Niederlassung der garantieren-
den Bank gilt.

Richtlinien der ICC

Seit dem 1.7.2010 liegen die „Einheit-
lichen Richtlinien für auf Anfordern
zahlbare Garantien (URDG)“ der ICC
vor, die Musterformulierungen für ty-
pische Formen der international „auf
Anforderung zahlbaren“ Garantien ent-
halten. Es kann also vorkommen, dass
im internationalen Handel nicht eine
frei formulierte Bankgarantie ver-
wendet wird, sondern stattdessen eine
Bankgarantie, deren inhaltliche Kom-
ponenten und deren Abwicklung den
„Einheitlichen Richtlinien“ der ICC
folgen sollen. Die URDG der ICC ver-
folgen das Ziel, dem internationalen
Handel Grundlagen für eine Verein-
fachung der Praxis zur Verfügung zu
stellen und dabei zugleich ein ausge-
wogenes Verhältnis und einen angemes-
senen Interessenausgleich zwischen den
Interessen der Beteiligten zu erreichen.
Nach Art. 1 URDG gelten die URDG
für jede Garantie auf Anfordern, in der
ausdrücklich geregelt wird, dass sie
diesen Richtlinien unterliegt. Dies ge-
schieht beispielsweise durch eine Klau-
sel wie folgt: „Diese Garantie unter-
liegt den URDG.“

Rechtliche Situation der Garantie-

beteiligten

Zu unterscheiden ist die Sichtweise und
Risikolage der garantierenden Bank, des
Garantieauftraggebers (Bankkunde) und
des Garantiebegünstigten.

Garantiebank

Die Garantiebank erbringt mit dem
Herauslegen einer Bankgarantie dem
Garantieauftraggeber gegenüber eine
Dienstleistung. Sie gewährt ihrem Kun-
den (Garantieauftraggeber) mit der Er-
stellung einer typischerweise „auf ers-
tes Anfordern“ erstellten Bankgarantie
einen Kredit (Aval), so dass sich die
Bonitätsprüfung ausschließlich auf den
Kunden, nicht aber auf den Garantie-
begünstigten richtet. Im Fall der Garan-
tieinanspruchnahme nimmt die Garan-
tiebank den Garantieauftraggeber in
Regress und belastet dessen Konto in
Höhe der ausgezahlten Garantiesumme.

Sofern die Garantiesumme ohne mate-
riellen Grund angefordert wurde, muss
sich der Garantieauftraggeber selber
um die Rückforderung beim Begüns-
tigten kümmern. Der Bank steht kein
eigener Rückforderungsanspruch zu,
wenn Mängel in dem Grundverhältnis
zwischen Garantieauftraggeber und Ga-
rantiebegünstigtem vorlagen.

Der Bank steht nur dann ein eigener
Rückforderungsanspruch zu, wenn Män-
gel im Garantievertrag (etwa bei Anfech-
tung), vorlagen.

Hat die Bank die Garantiesummer an den
Begünstigten ausgezahlt, obwohl die for-
mellen Voraussetzungen dafür nicht vor-
lagen, steht ihr ein eigener Rückforde-
rungsanspruch gegen den Begünstigen
aus Bereicherungsrecht zu. Anders ist
es, wenn sie aus Gründen einer befürch-
teten Rufschädigung ausgezahlt hat, ob-
wohl keine ordnungsgemäße Inanspruch-
nahme vorlag. – Bei einer rechtsmiss-
bräuchlichen Inanspruchnahme steht der
Garantiebank ebenfalls ein eigener be-
reicherungsrechtlicher Rückforderungs-
anspruch zu, wenn sie bei liquidem
Nachweis der rechtsmissbräuchlichen In-
anspruchnahme Zahlung leistet, obwohl
sie die Zahlung hätte verweigern müs-
sen. Jedoch wird dieser Anspruch nach
den allgemeinen Regeln des Bereiche-
rungsrechts (§ 814 BGB) eingeschränkt.

Wenn die Bank im Auftrage ihres Kun-
den (Dienstleistungsvertrag) eine auf
erstes Anfordern zahlbar gestellte Bank-
garantie herauslegt, trägt sie das Boni-
täts- und Insolvenzrisiko des Garantie-
auftraggebers. Wird die Garantie in
Anspruch genommen, hat sie einen ent-
sprechenden Aufwendungsersatz ge-
gen ihren Kunden. Ihr wirtschaftliches
Risiko ist daher auf die Person des
Kreditnehmers (Garantieauftraggeber)
begrenzt. Hat die Garantiebank die Ga-
rantiesumme an den Begünstigten aus-
gezahlt und stellt sich danach heraus,
dass der Garantiefall materiell gar
nicht vorlag (rechtsmissbräuchliche In-
anspruchnahme), ist die Situation der
Bank dann problematisch, wenn der
Auftraggeber mittlerweile insolvent ist
und der Aufwendungsersatz nicht di-
rekt durchgesetzt werden kann. Diesem
Problem kann die Bank dadurch ent-
gegen treten, dass sie sich einen etwai-
gen Rückforderungsanspruch des Ga-
rantieauftraggebers bereits im Dienst-
leistungsvertrag (Garantieauftrag) im
Voraus von diesem abtreten lässt.

November 2016 www. .de 381



Garantieauftraggeber

Im Auslandsgeschäft wird das Zustan-
dekommen eines Geschäfts oft davon
abhängig gemacht, dass der Käufer/
Schuldner zur Sicherung der Zahlung
eine Bankgarantie an den Verkäufer/
Gläubiger (Garantiebegünstigten) stellt.
Der Garantieauftraggeber muss daher
prüfen und abwägen, wie hoch das
Risiko einer etwaigen unberechtigten
Inanspruchnahme der Garantie ist, das
ihn treffen würde, und er muss ent-
scheiden, ob er das notwendige Ver-
trauen in seinen Geschäftspartner und
Garantiebegünstigten setzen kann, dass
es nicht zu einer materiell unbegründe-
ten Garantieinanspruchnahme kommt.

Damit übernimmt der Garantieauftrag-
geber das Schuldnerrisiko (in der Per-
son des Garantiebegünstigten) und das
Missbrauchsrisiko der Bankgarantie.
Dieses Risiko trifft nicht die Garantie-
bank. Der Garantieauftraggeber trägt
auch das Länderrisiko des Landes, in
das die Bankgarantie geht – der Auf-
traggeber trägt mit Beauftragung der
Bank also das jeweils damit verbunde-
ne Länder- und Schuldnerrisiko selber.

Garantiebegünstigter

Eine „auf erstes Anfordern“ zu seinen
Gunsten herausgelegte Bankgarantie ist
für den Garantiebegünstigten optimal:
Er kann bei Vorliegen des Garantiefalls
(in der Regel Nichterfüllung oder nicht
ordnungsgemäße Erfüllung der Ver-
tragspflichten des Vertragspartners)
ohne Weiteres die Bezahlung der Ga-
rantiesumme verlangen und die Bank
ist ohne die Möglichkeit, Einwendun-
gen dagegen zu erheben, zur Zahlung
verpflichtet. Da bei der Inanspruchnah-
me der Bankgarantie der materielle
Garantiefall nicht vorzuliegen braucht,
sondern stattdessen für die Inanspruch-
nahme der formelle Garantiefall ausrei-
chend ist, ist dies für den Begünstigten
ein besonderer Vorteil: Es muss näm-
lich der Garantieauftraggeber in einem
etwaigen Rückforderungsprozess dar-
legen und beweisen, dass ein materiel-
ler Garantiefall nicht vorgelegen hat,
wenn er eine unberechtigte Inanspruch-
nahme der Garantie reklamiert.
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nWeltweite Anerken-
nung und Vollstreckung
Haager Übereinkommen soll die weltweite Vollstreckung

von Gerichtsentscheidungen erleichtern

Von Rechtsanwalt Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff, Ahlers & Vogel Bremen

Die Unternehmenspraxis vereinbart bei Geschäftsabschlüssen
gerne den heimischen Gerichtsstand und übersieht dabei häufig
die Problematik, dass ein „daheim“ erstrittenes Gerichtsurteil
(z.B. auf Zahlung) im Ausland kaum oder gar nicht durchsetzbar
ist. Lediglich der EU-Binnenmarkt sowie wenige weitere Staaten
weltweit ermöglichen eine Forderungsdurchsetzung mit auslän-
discher gerichtlicher Hilfe. Die „Haager Konferenz“ hat aktuell
ein Übereinkommen zur weltweiten Anerkennung und Vollstre-

ckung zivilgerichtlicher Entscheidungen vorgelegt.

INHALT

• Haager Übereinkommen über Gerichtsstands-
vereinbarungen (HGÜ)

• Haager Übereinkommen zur Anerkennung und
Vollstreckung (HAVÜ)

Eine Sonderkommission der „Haager
Konferenz für Internationales Privat-
recht“ hat im Juni 2016 den überarbei-
teten Entwurf für ein weltweites Über-
einkommen zur Anerkennung und
Vollstreckung von zivilrechtlichen Ent-
scheidungen („Judgments Convention“)
vorgelegt. Ein solches Übereinkommen,
das durch Ratifikation von Mitglieds-
staaten eine verbindliche Grundlage
für die Forderungsdurchsetzung sein
kann, trifft auf einen großen Bedarf.
Bisher ist es nämlich äußerst schwierig
für deutsche Exporteure, die den hei-
mischen Gerichtsstand für Streitigkei-
ten mit ihren ausländischen Geschäfts-
partnern vereinbart haben, in Deutsch-
land erstrittene Gerichtsentscheidun-
gen im Ausland anerkennen und voll-
strecken zu lassen. lediglich die EU
hat mit der Brüssel-Ia-VO sowie mit
dem für wenige weitere europäische
Staaten geltenden LugÜ zwei Grund-
lagen für eine gesicherte Forderungs-
durchsetzung, da die gegenseitige An-
erkennung und Vollstreckbarkeit von
Gerichtsentscheidungen gesichert ist.
Für alle weiteren Staaten weltweit muss
dagegen davon ausgegangen werden,
dass – mangels bilateraler staatlicher

Abkommen, die Deutschland mit dem
betreffenden ausländischen Staat hätte
schließen müssen – eine gerichtliche
Durchsetzbarkeit von Forderungen
kaum oder gar nicht gesichert ist.

In dieser Situation kommt die HCCH
mit ihrer Initiative gerade recht. Die
Haager Konferenz für Internationales
Privatrecht (HCCH = Hague Confe-
rence/Conférence de la Haye) ist eine
ständige internationale Einrichtung mit
der Aufgabe, an der fortschreitenden
Vereinheitlichung der Regeln des Inter-
nationalen Privatrechts zu arbeiten.
Die Konventionen der HCCH werden
durch Ratifikation der Mitgliedstaaten
zu verbindlichen Regelungen. Gegrün-
det 1893, wurden durch die HCCH eine
Reihe von Konventionen (Übereinkom-
men) beschlossen, darunter erst in jün-
gerer Zeit bereits ein „Übereinkommen
über Gerichtsstandsvereinbarungen vom
30.6.2005“. Die HCCH hat 79 einzelne
Mitgliedstaaten weltweit sowie zusätz-
lich die EU.

Das hier zu besprechende neueste künf-
tige „Übereinkommen zur Anerken-
nung und Vollstreckung“ steht von der
Thematik direkt neben dem Abkom-
men zur Gerichtsstandsvereinbarung
und kann sich teilweise mit diesem
sogar inhaltlich überschneiden. Bislang
liegt jedoch nur der Entwurf vor, so
dass die eine oder andere Änderung
noch aufgenommen werden kann.

Grundsätzlich soll das im Juni 2016 als
überarbeiteter Entwurf vorgelegte Über-


